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Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Finanzen (Hundesteuer) der Verbandsge-
meinde Vallendar  

 
 
Vorwort  
Die nachfolgenden Informationen betreffen die Verarbeitung personenbezogener Daten zu abgaberecht-
lichen Zwecken, soweit die Abgabenordnung (AO) und das Kommunalabgabengesetz (KAG) unmittelbar 
oder mittelbar anzuwenden sind sowie zu Zwecken der Einziehung rückständiger Forderungen, soweit 
das Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz (LVwVG) Anwendung findet.  
 
Daten sind personenbezogen, wenn sie einer natürlichen Person zugeordnet werden können.  
 
Keine personenbezogenen Daten sind anonymisierte oder pseudonymisierte Daten.  
Wenn durch das Sachgebiet Steuern und Gebühren der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene 
Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung 
und -bereitstellung aber auch Datenlöschung.  
Im Folgenden informieren wir darüber, welche personenbezogenen Daten wir erheben und bei wem wir 
sie erheben. Außerdem informieren wir über die Rechte in Datenschutzfragen und an wen sich die Be-
troffenen diesbezüglich wenden können.  
 
 
1. Verantwortlicher und Ansprechpartner  
 
Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar  
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Fachbereich 1 Zentrale Dienste  
Sachgebietsgruppe Finanzen 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
  
Hundesteuer:  Tel.: 0261/6503-144, -156  
 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 
Ansprechpartner für Belange des Datenschutzes ist die Datenschutzbeauftragte der Verbandsgemeinde 
Vallendar:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar 
Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar, Tel.:  0261/6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  
  
Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Europäischen Daten-
schutz-Grundverordnung (EU-DSGVO), der Abgabenordnung (AO) sowie des Landesdatenschutzgeset-
zes (LDSG), um im Rahmen der Überwachung sicherzustellen, dass rechtliche Verpflichtungen erfüllt und 
Ge- und Verbote des Landeshundegesetzes sowie der Ortssatzung über die Erhebung der Hundesteuer 
befolgt werden. Außerdem werden die Daten zur Erhebung der Hundesteuer verwendet. 
 



2.1 Verarbeitung zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt,  
Art. 6 Abs. 1 Buchst. e), Abs. 3 EU-DSGVO  
  
Zur Erfüllung unserer hoheitlichen Aufgaben, die Abgaben nach den Vorschriften der Abgabenordnung, 
des Kommunalabgabengesetzes sowie der einschlägigen Steuer- und sonstigen Gesetze, der Zivilpro-
zessordnung sowie Ortssatzung über die Erhebung der Hundesteuer gleichmäßig festzusetzen, zu erhe-
ben und auf Grundlage des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes durchzusetzen, benötigen wir personen-
bezogene Daten.  
  
Die personenbezogenen Daten werden in dem Verwaltungsverfahren verarbeitet, für das sie erhoben wur-
den. Nur in den gesetzlich ausdrücklich zugelassenen Fällen dürfen wir die zur Durchführung eines Ver-
fahrens erhobenen personenbezogenen Daten auch für andere Zwecke verarbeiten.  
  
2.2 Verarbeitung aufgrund einer Einwilligung, Art. 6 Abs. 1 Buchst. a) EU-DSGVO  
  
Soweit eine Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten für bestimmte Zwecke  
(z. B. Kontodaten im Rahmen eines SEPA-Lastschriftmandates oder für Erstattungen) erteilt wurde, ist die 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dieser Daten die erteilte Einwilligung.  
  
2.3 Verarbeitung zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen, Art. 6 Abs. 1 Buchst. c) EUDSGVO  
  
Darüber hinaus verarbeiten wir personenbezogene Daten auch zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungs-
pflichten nach der Gemeindehaushaltsverordnung bzw. der Abgabenordnung  
(nähere Erläuterungen hierzu unter Punkt 6).  
 
3. Art der personenbezogenen Daten  
  
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten:  
  
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Kassenzei-
chen, Bankverbindung, außerdem erheben wir die von Ihnen gemachten Angaben zur Hunderasse, dem 
Geburtsdatum, der Herkunft und Anschaffungstag. 
 
Die personenbezogenen Daten erheben wir in der Regel bei den Betroffenen selbst, z. B. durch Abga-
beerklärungen, Anträge, Formblätter.  
  
Darüber hinaus erheben wir personenbezogene Daten bei Dritten, soweit diese gesetzlich zur Mitteilung 
an uns verpflichtet oder befugt sind, wie z. B.  
  
 Amtsgerichte (Handels-, Vereins- und Gewerberegister, Grundbuch),  
 Vermögensverzeichnisregister bei den Zentralen Vollstreckungsgerichten,  
 Bundeszentralregister, Steuerämter,  
 Einwohnermeldebehörden, Gewerbeämter und Ordnungsbehörden  

 
oder wenn die Betroffenen gegenüber Dritten eine entsprechende Einwilligung zur Datenübermittlung er-
teilt haben.  
  
Können wir einen Sachverhalt nicht mit Hilfe der Betroffenen aufklären oder verspricht eine Nachfrage 
keinen Erfolg, dürfen wir die betreffenden personenbezogenen Daten auch durch Nachfragen bei Dritten 
erheben (z. B. bei Finanzämtern, Bundeszentralamt für Steuern, SCHUFA Holding AG).  
    
4. Weitergabe Ihrer Daten an Dritte  
 
Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Steuergeheimnis gemäß § 30 AO, 
dem Datenschutz nach den Bestimmungen der EU-DSGVO sowie des LDSG.  
  
Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann an 



andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechtsbehelfs-
verfahren, Gerichte, Bundeszentralamt für Steuern, Strafverfolgungsbehörden) weitergeben, wenn die 
Weitergabe gesetzlich zugelassen ist.  Im Falle der Abgabe des Hundes sind bei der Abmeldung Name 
und Anschrift des Erwerbers anzugeben. Falls der Erwerber in einer anderen Gemeinde wohnt oder der 
Halter in eine andere Gemeinde umzieht, wird diese unterrichtet (§3 Abs. 2 der Ortssatzung über die 
Erhebung der Hundesteuer). 
 
5. Art der Datenverarbeitung  
  
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten im weitgehend automationsgestützten Abgabeverfahren 
erfolgt zumeist in maschinellen Verfahren der Festsetzung und Erhebung der Abgaben und sonstigen 
Forderungen. Wir setzen dabei technische und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen ein, um die per-
sonenbezogenen Daten gegen unbeabsichtigte oder unrechtmäßige Veränderung, Vernichtung bzw. Ver-
lust sowie gegen unbefugte Offenbarung oder unbefugten Zugang zu schützen.  
  
Rechtsverbindliche Entscheidungen treffen wir nur dann auf der Grundlage einer „vollautomatisierten“ 
Verarbeitung der personenbezogenen Daten, wenn dies gesetzlich zuglassen ist, z. B. für den „vollauto-
matischen Abgabenbescheid“ gemäß § 155 Abs. 4 Abgabenordnung.  
  
 
6. Dauer der Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten  
  
Die personenbezogenen Daten werden so lange gespeichert, wie dies für das jeweilige Verfahren erfor-
derlich ist. Maßstab hierfür sind insbesondere die abgabenrechtlichen Verjährungsfristen gemäß §§ 169 
– 171 Abgabenordnung (AO), §§ 195, 197 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). 
 
Die betreffenden personenbezogenen Daten dürfen auch gespeichert werden, um sie für künftige abga-
benrechtliche Verfahren zu verarbeiteten (§ 88a AO) sowie im Vollstreckungsverfahren (§ 25h LVwVG) zu 
verarbeiten.  
  
Des Weiteren werden Ihre Daten zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungspflichten gemäß der Abgaben-
ordnung (§§ 146 – 148 AO) und der Gemeindehaushaltsverordnung (§ 30 GemHVO) gespeichert. Die dort 
vorgegebenen Fristen betragen bis zu 10 Jahre.  
  
 
7. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
  
Nach der EU-Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO) steht jeder betroffenen Person in Bezug auf 
ihre personenbezogenen Daten das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Ver-
arbeitung und auf Widerspruch zu. Für die Realsteuern gelten neben der EU-DSGVO auch die §§ 32c bis 
32f AO.  
  
Ein Recht auf Datenübertragbarkeit gemäß Art. 20 EU-DSGVO ist nicht gegeben, da die Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Inte-
resse liegt bzw. in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, Art. 20 Abs. 3 EU-DSGVO.  
  
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzisiert 
werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in dem An-
trag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und zum Ver-
fahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
  
 
 



Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen das 
Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
  
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann jedoch 
nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist, 
Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  
  
 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
  
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung der 
Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Geltend-
machung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
  
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus ihrer 
besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren Ver-
arbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verarbeitung 
verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
  
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
  
  
  
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist  
  
 
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Telefon: 0 61 31 / 208-2449 
E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de  
  
 
8. Weitergehende Informationen  
  
Weitergehende Informationen können unter anderem dem BMF-Schreiben zum Datenschutz im Steuer-
verwaltungsverfahren vom 12. Januar 2018 (siehe Bundessteuerblatt 2018 Teil I S. 183) und auf den 
Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http://www.bundesfinanzministerium.de  unter der 
Rubrik Themen – Steuern – Steuerverwaltung & Steuerrecht – Abgabenordnung – BMF-Schreiben / All-
gemeines) entnommen werden.  
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Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Finanzen (Steuern) der Verbandsgemeinde 
Vallendar  

 
 
Vorwort  
 
Die nachfolgenden Informationen betreffen die Verarbeitung personenbezogener Daten zu abgaberecht-
lichen Zwecken, soweit die Abgabenordnung (AO) und das Kommunalabgabengesetz (KAG) unmittelbar 
oder mittelbar anzuwenden sind sowie zu Zwecken der Einziehung rückständiger Forderungen, soweit 
das Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz (LVwVG)Anwendung findet.  
 
Daten sind personenbezogen, wenn sie einer natürlichen Person zugeordnet werden können.  
 
Im Bereich der Realsteuern (Grund- und Gewerbesteuer) sind gemäß § 2a AO Daten auch dann perso-
nenbezogen, wenn sie sich auf verstorbene natürliche Personen, Körperschaften, rechtsfähige oder nicht 
rechtsfähige Personenvereinigungen oder Vermögensmassen beziehen. Die Vorschriften der EU-DSGVO 
sind im Grund- und Gewerbesteuerverfahren auf diese Betroffenen daher auch anwendbar.  
 
Keine personenbezogenen Daten sind anonymisierte oder pseudonymisierte Daten.  
Wenn durch das Sachgebiet Steuern und Gebühren der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene 
Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung 
und -bereitstellung aber auch Datenlöschung.  
Im Folgenden informieren wir darüber, welche personenbezogenen Daten wir erheben und bei wem wir 
sie erheben. Außerdem informieren wir über die Rechte in Datenschutzfragen und an wen sich die Be-
troffenen diesbezüglich wenden können.  
 
 
1. Verantwortlicher und Ansprechpartner  
 
Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar  
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Fachbereich 1 Zentrale Dienste  
Sachgebietsgruppe Finanzen 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
  
Gewerbesteuer:  Tel.: 0261/6503-140  
Grundsteuer, Hundesteuer, Vergnügungssteuer: Tel.: 0261/6503-144 / -156 
Zweitwohnungssteuer:  Tel.: 0261/6503- 197 
 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 
Ansprechpartner für Belange des Datenschutzes ist die Datenschutzbeauftragte der Verbandsgemeinde 
Vallendar:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar 
Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar, Tel.:  0261/6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
  



2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  
  
Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Europäischen Daten-
schutz-Grundverordnung (EU-DSGVO), der Abgabenordnung (AO) sowie des Landesdatenschutzgeset-
zes (LDSG).  
   
2.1 Verarbeitung zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt,  
Art. 6 Abs. 1 Buchst. e), Abs. 3 EU-DSGVO  
  
Zur Erfüllung unserer hoheitlichen Aufgaben, die Abgaben nach den Vorschriften der Abgabenordnung, 
des Kommunalabgabengesetzes sowie der einschlägigen Steuer- und sonstigen Gesetze, der Zivilpro-
zessordnung sowie kommunalen Satzungen gleichmäßig festzusetzen, zu erheben und auf Grundlage 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes durchzusetzen, benötigen wir personenbezogene Daten.  
  
Die personenbezogenen Daten werden in dem Verwaltungsverfahren verarbeitet, für das sie erhoben wur-
den. Nur in den gesetzlich ausdrücklich zugelassenen Fällen dürfen wir die zur Durchführung eines Ver-
fahrens erhobenen personenbezogenen Daten auch für andere Zwecke verarbeiten.  
  
2.2 Verarbeitung aufgrund einer Einwilligung, Art. 6 Abs. 1 Buchst. a) EU-DSGVO  
  
Soweit eine Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten für bestimmte Zwecke  
(z. B. Kontodaten im Rahmen eines SEPA-Lastschriftmandates oder für Erstattungen) erteilt wurde, ist die 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dieser Daten die erteilte Einwilligung.  
  
2.3 Verarbeitung zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen, Art. 6 Abs. 1 Buchst. c) EUDSGVO  
  
Darüber hinaus verarbeiten wir personenbezogene Daten auch zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungs-
pflichten nach der Gemeindehaushaltsverordnung bzw. der Abgabenordnung  
(nähere Erläuterungen hierzu unter Punkt 6).  
  
 
3. Art der personenbezogenen Daten  
  
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten:  
  
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Kassenzei-
chen, Bankverbindung, Firma oder andere Unternehmens- oder Gesellschaftsbezeichnung, Handelsre-
gisternummer, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n), 
des/der Geschäftsführer(s), des/der Gesellschafter(s), Steuernummer. 
  
Für die Festsetzung und Erhebung der Grund- und Gewerbesteuern erforderliche Informationen, z.B.:  
Gewerbesteuermessbetrag, Einheitswert und Grundsteuermessbetrag, Zerlegungsanteil am Gewerbe-
steuer- bzw. Grundsteuermessbetrag, Grundstücksart, Angaben über geleistete oder erstattete Steuern 
und Vorauszahlungen, Zinsen und sonstige Nebenforderungen, Angaben über gestellte Anträge sowie 
Rechtsbehelfe.  
  
Die personenbezogenen Daten erheben wir in der Regel bei den Betroffenen selbst, z. B. durch Abga-
beerklärungen, Anträge, Formblätter.  
  
Bei der Grund- und Gewerbesteuer erhalten wir die personenbezogenen Daten über die Messbescheide 
und Zerlegungsmitteilungen des zuständigen Finanzamts und verarbeiten diese weiter.  



Darüber hinaus erheben wir personenbezogene Daten bei Dritten, soweit diese gesetzlich zur Mitteilung 
an uns verpflichtet oder befugt sind, wie z. B.  
  
 Amtsgerichte (Handels-, Vereins- und Gewerberegister, Grundbuch),  
 Vermögensverzeichnisregister bei den Zentralen Vollstreckungsgerichten,  
 Bundeszentralregister, Steuerämter,  
 Einwohnermeldebehörden, Gewerbeämter und Ordnungsbehörden  

 
oder wenn die Betroffenen gegenüber Dritten eine entsprechende Einwilligung zur Datenübermittlung er-
teilt haben.  
  
Können wir einen Sachverhalt nicht mit Hilfe der Betroffenen aufklären oder verspricht eine Nachfrage 
keinen Erfolg, dürfen wir die betreffenden personenbezogenen Daten auch durch Nachfragen bei Dritten 
erheben (z. B. bei Finanzämtern, Bundeszentralamt für Steuern, SCHUFA Holding AG).  
  
Zudem können wir öffentlich zugängliche Informationen, z. B. aus öffentlichen Registern oder öffentlichen 
Bekanntmachungen verarbeiten.  
  
   
4. Weitergabe Ihrer Daten an Dritte  
 
Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Steuergeheimnis gemäß § 30 AO, 
dem Datenschutz nach den Bestimmungen der EU-DSGVO sowie des LDSG.  
  
Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann an 
andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechtsbehelfs-
verfahren, Gerichte, Bundeszentralamt für Steuern, Strafverfolgungsbehörden) weitergeben, wenn die 
Weitergabe gesetzlich zugelassen ist.  
  
 
5. Art der Datenverarbeitung  
  
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten im weitgehend automationsgestützten Abgabeverfahren 
erfolgt zumeist in maschinellen Verfahren der Festsetzung und Erhebung der Abgaben und sonstigen 
Forderungen. Wir setzen dabei technische und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen ein, um die per-
sonenbezogenen Daten gegen unbeabsichtigte oder unrechtmäßige Veränderung, Vernichtung bzw. Ver-
lust sowie gegen unbefugte Offenbarung oder unbefugten Zugang zu schützen.  
  
Rechtsverbindliche Entscheidungen treffen wir nur dann auf der Grundlage einer „vollautomatisierten“ 
Verarbeitung der personenbezogenen Daten, wenn dies gesetzlich zuglassen ist, z. B. für den „vollauto-
matischen Abgabenbescheid“ gemäß § 155 Abs. 4 Abgabenordnung.  
  
 
6. Dauer der Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten  
  
Die personenbezogenen Daten werden so lange gespeichert, wie dies für das jeweilige Verfahren erfor-
derlich ist. Maßstab hierfür sind insbesondere die abgabenrechtlichen Verjährungsfristen gemäß §§ 169 
– 171 Abgabenordnung (AO), §§ 195, 197 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). 
 
Die betreffenden personenbezogenen Daten dürfen auch gespeichert werden, um sie für künftige abga-
benrechtliche Verfahren zu verarbeiteten (§ 88a AO) sowie im Vollstreckungsverfahren (§ 25h LVwVG) zu 
verarbeiten.  
  
Des Weiteren werden Ihre Daten zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungspflichten gemäß der Abgaben-
ordnung (§§ 146 – 148 AO) und der Gemeindehaushaltsverordnung (§ 30 GemHVO) gespeichert. Die dort 
vorgegebenen Fristen betragen bis zu 10 Jahre.  
  



  



7. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
  
Nach der EU-Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO) steht jeder betroffenen Person in Bezug auf 
ihre personenbezogenen Daten das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Ver-
arbeitung und auf Widerspruch zu. Für die Realsteuern gelten neben der EU-DSGVO auch die §§ 32c bis 
32f AO.  
  
Ein Recht auf Datenübertragbarkeit gemäß Art. 20 EU-DSGVO ist nicht gegeben, da die Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Inte-
resse liegt bzw. in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, Art. 20 Abs. 3 EU-DSGVO.  
  
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzisiert 
werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in dem An-
trag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und zum Ver-
fahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
  
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen das 
Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
  
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann jedoch 
nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist, 
Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  
  
 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
  
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung der 
Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Geltend-
machung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
  
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus ihrer 
besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren Ver-
arbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verarbeitung 
verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
  
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
  
  



  
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist  
  
für die Realsteuern (Gewerbe- und Grundsteuer):  
  
Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit  
Husarenstraße 30  
53117 Bonn  
Telefon: 0228/997799-0  
E-Mail: poststelle@bfdi.bund.de  
  
  
für alle übrigen Angelegenheiten:  
  
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Telefon: 0 61 31 / 208-2449 
E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de  
  
 
8. Weitergehende Informationen  
  
Weitergehende Informationen können unter anderem dem BMF-Schreiben zum Datenschutz im Steuer-
verwaltungsverfahren vom 12. Januar 2018 (siehe Bundessteuerblatt 2018 Teil I S. 183) und auf den 
Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http://www.bundesfinanzministerium.de  unter der 
Rubrik Themen – Steuern – Steuerverwaltung & Steuerrecht – Abgabenordnung – BMF-Schreiben / All-
gemeines) entnommen werden.  
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Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 1 „Zentrale Dienste“ (Abwassergebühren 
und -beiträge) der Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch der Fachbereich 1 „Zentrale Dienste“ (Abwassergebühren und -beiträge) der Ver-
bandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhe-
bung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-160 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten, Grundstücks-
daten, Verbrauchsdaten die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Vor- und 
Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n), Grundstücksdaten aus dem 
Liegenschaftskataster, Schmutzwasserverbrauchsmengen, Mengen aus Kleinkläranlagen und Gruben, 
versiegelte Flächen und ggf. ergänzenden Zählern. 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Ihre Daten werden erhoben im Rahmen der Wahrnehmung der Abwasserbeseitungspflicht nach § 57 
Landeswassergesetz. 
 
Rechtsgrundlage: 
 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Landeswassergesetz (LWG) 
 Kommunalabgabengesetz (KAG) 
 Gemeindeordnung (GemO), 
 Landesabwasserabgabengesetzes (LabwAG) 
 kommunale Satzungen zur Erhebung von Gebühren, Beiträgen und Entgelten 

 
 

4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Ihre personenbezogenen Daten werden – soweit erforderlich – weiterge-
geben an: 

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche 
 
Extern: 
Energieversorgung Mittelrhein (EVM) Bendorf 
 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland (Art. 13 Abs. 1 lit. f) DSGVO) 
Es ist nicht vorgesehen, Ihre personenbezogenen Daten an ein Drittland/ eine internationale Organisa-
tion zu übermitteln. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

Die konkrete Speicherdauer ist abhängig von dem Zweck der Datenverarbeitung sowie von gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten gemäß des KAG und der Gemeindehaushaltsverordnung (§ 30 GemHVO). Die 
Fristen sind für grundstücksbezogene Daten zur Beitragsermittlung dauerhaft.



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  
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Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Finanzen (Ausbau- und Erschließungs-bei-
träge) der Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch das Sachgebiet Beiträge der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -
bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-181 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben - wie die Erhebung von Beiträgen oder die Vollstreckung 
von Geldforderungen - erforderlich sind. Die Gemeinden sind gemäß §§ 7, 8 und 9 Kommunalabgaben-
gesetz in Verbindung mit der jeweiligen Satzung der Gemeinde über die Erhebung eines Straßenaus-
baubeitrages verpflichtet, von den Eigentümern, Miteigentümern und Erbbauberechtigten von Grundstü-
cken Beiträge für den Ausbau von Straßen und Wegen zu erheben. 
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Kassenzei-
chen, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmäch-
tigte(n). Angaben zum Grundbesitz (Ort, Straße, Hausnummer, Gemarkung, Flur, Flurstück, 



Grundbuchdaten, Grundstücksgröße, Breite des Grundstücks an der Straße, Länge des Grundstücks in 
der Tiefe, Anzahl der Vollgeschosse, Ausbauzustand des Dachgeschosses, Nutzfläche des Dachge-
schosses mit einer Deckenhöhe ab 2,30 m, gewerbliche Nutzung, Wohnnutzung, Nutzfläche Kellerge-
schoss mit Deckenhöhe ab 2,30 m, Außenmaße weiterer Nebengebäude wie Stall Schuppen, Garten-
haus etc.) sowie Name und vollständige Anschrift der / des Beitragspflichtigen. 
 
 
3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
Wir verarbeiten Ihre Daten unter Berücksichtigung der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen 
der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), des Landesdatenschutzgesetz Rheinland-Pfalz (LDSG), 
des KAG, der §§ 1, 127 - 135 c, 136 - 141, 165 - 170, 171 a - e, § 172, § 200 Baugesetzbuch (BauGB), 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) und die aufgrund dieser Rechtsvorschriften erlassenen kommuna-
len Satzungen; des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz (VwVG), des Landesverwaltungsvollstreckungs-
gesetz Rheinland-Pfalz (LVwVG). 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
 zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, der die Stadt Vallendar unterliegt, Artikel 6 Absatz 1 

Buchstabe c) DSGVO (Erhebung von Erschließungs- und Straßenausbaubeiträgen) 
 zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentli-

cher Gewalt erfolgt, die der Stadt Vallendar übertragen wurde, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e) 
DSGVO 

 zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten (Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) DSGVO), insbeson-
dere zur Durchführung der mit Ihnen geschlossenen Verträge beziehungsweise Erfüllung der 
von Ihnen beauftragten Leistungen 

 im Rahmen der Interessenabwägung (Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f DSGVO): soweit erforder-
lich verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen von uns oder Dritten auf-
grund Ihrer Einwilligung (Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO) 

 
Rechtsgrundlage: 
 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Gemeindeordnung sowie Gemeindehaushaltsverordnung für Rheinland-Pfalz, 
 §§ 9, 10 und 10 a Kommunalabgabengesetz (KAG), 
 §§ 127 ff, Baugesetzbuch (BauGB) 
 Gemeindesatzungen 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  

Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Bundeszentralamt für Steuern, Strafverfolgungsbehörden) weitergeben, 
wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 



5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

Die konkrete Speicherdauer ist abhängig von dem Zweck der Datenverarbeitung sowie von gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten gemäß des KAG und der Gemeindehaushaltsverordnung (§ 30 GemHVO). Die 
dort vorgegebenen Fristen betragen bis zu 30 Jahre. 
 
 
6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  
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Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutzrechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der EU-
Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im Fachbe-
reich 1 - Zentrale Dienste (Bewerbungsverfahren) der 
Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen angegebenen Daten im Rahmen des Bewerbungsverfahrens, welche zum 
Verfahren bzw. zur Eingehung des Arbeitsverhältnisses / Dienstverhältnisses erforderlich sind. Wenn 
durch den Fachbereich 1 – Zentrale Dienste - der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -
bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-155, -128, -123 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse, Geburtsdaten, Religionszugehörigkeit und ggf. Nachweis einer Schwer-
behinderung, Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Vor- und Nachname des/der (gesetzli-
chen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n), Daten über den beruflichen Werdegang, Zeugnisse, 
Fortbildungsnachweise. 
 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Durchführung von Bewerbungsverfahren 
 
Rechtsgrundlage: 
 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Art. 88 Abs. 1 DSGVO i.V.m. § 20 Landesdatenschutzgesetz (LDSG) 
 § 26 Abs. 1 BDSG 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Personalstelle der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fach-
bereichsleitungen sowie der Personalvertretungen, Gleichstellungsbeauftragten und ggfs. Schwerbehin-
dertenvertretung. 
 
Extern: 
Eine Weitergabe Ihrer personenbezogenen Daten an Dritte findet ausschließlich bei einer Einstellungs-
absicht statt. 
 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Bei Nichtberücksichtigung einer Bewerberin/ eines Bewerbers erfolgt die Löschung der personenbe-
zogenen Daten gem. § 61b Abs. 1 ArbGG i.V.m. § 15 AGG sechs Monate nach Beendigung des Bewer-
bungsverfahrens. 

 
 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



�

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Finanzen (Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen) der Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch das Sachgebiet Finanzen der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -
bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-165, -167, -158, -159 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben - wie die Erhebung von Abgaben oder die Vollstreckung 
von Geldforderungen - erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Kassenzei-
chen, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmäch-
tigte(n) sowie Name und vollständige Anschrift der / des Zahlungspflichtigen. 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften. Die von 
Ihnen bereitgestellten Daten sind für die Durchführung des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
erforderlich. Die Nicht-Bereitstellung Ihrer Daten kann zu Ermittlungsmaßnahmen führen. Zudem müs-
sen Sie mit einer für Sie negativen Sachentscheidung rechnen. 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
 Absicherung der kompletten Buchführung und des Zahlungsverkehrs, 
 Mahnungen öffentlicher und privat-rechtlicher Forderungen, 
 Ausführung des Haushaltplanes, 
 Kommunale Vermögensverwaltung 

 
Rechtsgrundlage: 
 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Gemeindeordnung sowie Gemeindehaushaltsverordnung für Rheinland-Pfalz, 
 Abgabenordnung 
 Kommunales Abgabengesetz 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  

Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Banken und Sparkassen, Finanzämter, Statistisches Landesamt, Strafver-
folgungsbehörden) weitergeben, wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

Die konkrete Speicherdauer ist abhängig von dem Zweck der Datenverarbeitung sowie von gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten gemäß des KAG und der Gemeindehaushaltsverordnung (§ 30 GemHVO). Die 
dort vorgegebenen Fristen betragen bis zu 30 Jahre. 
 
 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



Allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutz- rechtlichen Vorgaben 
der Artikel 12 bis 14 der EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO)  
 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Ortsgemeinde Niederwerth 
Gartenstraße 20  
56179 Niederwerth 
Telefon: 0261/60366 
E-Mail: ortsbuergermeister@niederwerth.de   
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen erhalten haben. Es handelt sich dabei um 
Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten.  
 
 
3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Sie haben uns Ihre Daten im Rahmen einer allgemeinen Anfrage zur Verfügung gestellt. Der Ortsbür-
germeister hat die Aufgabe, allgemeine Anfragen zu beantworten. Dafür ist die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten erforderlich, zur Datenverarbeitung wird mit Absenden des Formulars die ent-
sprechende Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DS-GVO erteilt. 
 
Rechtsgrundlage: 
 Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DSGVO  
 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz, 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  

Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 



Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Banken und Sparkassen, Finanzämter, Statistisches Landesamt, Strafver-
folgungsbehörden) weitergeben, wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
 
Um Ihr Anliegen zu bearbeiten, werden die von Ihnen gemachten Angaben in Papier- und in elektroni-
scher Form hier gespeichert. Nach Erledigung Ihres Anliegens werden Ihre personenbezogenen Daten 
in der Regel zwei Jahre gespeichert und danach vernichtet. 
 
 
6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 



Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



Allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutz- rechtlichen Vorgaben 
der Artikel 12 bis 14 der EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO)  
 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Ortsgemeinde Urbar 
Arenberger Str. 33a 
56182 Urbar 
Telefon: 0261 / 66270 
E-Mail: ortbuergermeisterin@urbar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen erhalten haben. Es handelt sich dabei um 
Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten.  
 
 
3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Sie haben uns Ihre Daten im Rahmen einer allgemeinen Anfrage zur Verfügung gestellt. Die Ortsbürger-
meisterin hat die Aufgabe, allgemeine Anfragen zu beantworten. Dafür ist die Verarbeitung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten erforderlich, zur Datenverarbeitung wird mit Absenden des Formulars die entspre-
chende Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DS-GVO erteilt. 
 
Rechtsgrundlage: 
 Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DSGVO  
 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz, 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  

Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 



Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Banken und Sparkassen, Finanzämter, Statistisches Landesamt, Strafver-
folgungsbehörden) weitergeben, wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
 
Um Ihr Anliegen zu bearbeiten, werden die von Ihnen gemachten Angaben in Papier- und in elektroni-
scher Form hier gespeichert. Nach Erledigung Ihres Anliegens werden Ihre personenbezogenen Daten 
in der Regel zwei Jahre gespeichert und danach vernichtet. 
 
 
6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 



Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



Allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutz- rechtlichen Vorgaben 
der Artikel 12 bis 14 der EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO)  
 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Stadt Vallendar 
Rathausplatz 5 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6675780 
E-Mail: info@vallendar-rhein.de 
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen erhalten haben. Es handelt sich dabei um 
Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten.  
 
 
3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Sie haben uns Ihre Daten im Rahmen einer allgemeinen Anfrage zur Verfügung gestellt. Der Ortsbür-
germeister hat die Aufgabe, allgemeine Anfragen zu beantworten. Dafür ist die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten erforderlich, zur Datenverarbeitung wird mit Absenden des Formulars die ent-
sprechende Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DS-GVO erteilt. 
 
Rechtsgrundlage: 
 Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DSGVO  
 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz, 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  

Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 



Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Banken und Sparkassen, Finanzämter, Statistisches Landesamt, Strafver-
folgungsbehörden) weitergeben, wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
 
Um Ihr Anliegen zu bearbeiten, werden die von Ihnen gemachten Angaben in Papier- und in elektroni-
scher Form hier gespeichert. Nach Erledigung Ihres Anliegens werden Ihre personenbezogenen Daten 
in der Regel zwei Jahre gespeichert und danach vernichtet. 
 
 
6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 



Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



Allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutz- rechtlichen Vorgaben 
der Artikel 12 bis 14 der EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO)  
 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Ortsgemeinde Weitersburg 
Hauptstr. 16 
56191 Weitersburg 
Telefon: 02622 / 14142 
E-Mail: info@weitersburg.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen erhalten haben. Es handelt sich dabei um 
Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten.  
 
 
3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Sie haben uns Ihre Daten im Rahmen einer allgemeinen Anfrage zur Verfügung gestellt. Der Ortsbür-
germeister hat die Aufgabe, allgemeine Anfragen zu beantworten. Dafür ist die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten erforderlich, zur Datenverarbeitung wird mit Absenden des Formulars die ent-
sprechende Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DS-GVO erteilt. 
 
Rechtsgrundlage: 
 Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DSGVO  
 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz, 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  



Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Banken und Sparkassen, Finanzämter, Statistisches Landesamt, Strafver-
folgungsbehörden) weitergeben, wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
 
Um Ihr Anliegen zu bearbeiten, werden die von Ihnen gemachten Angaben in Papier- und in elektroni-
scher Form hier gespeichert. Nach Erledigung Ihres Anliegens werden Ihre personenbezogenen Daten 
in der Regel zwei Jahre gespeichert und danach vernichtet. 
 
 
6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
 



Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



�

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 1 –Zentrale Dienste (Sitzungsmanagement) 
der Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 1 – Zentrale Dienste - der Verbandsgemeinde Vallendar personen-
bezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -
übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-114, -138 194 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse, Geburtsdaten und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmäch-
tigte(n), Parteimitgliedschaft, Mitgliedschaft in Fraktionen, Ausschüssen oder Räten. 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
 Verwaltung des Ehrenamtes  
 Sitzungsdienst  
 Verwaltung von Sitzungsgeld und Aufwandsentschädigungen 

 
Rechtsgrundlage: 
 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) 
 Hauptsatzungen der Gemeinden 
 Kommunalwahlgesetz (KWG) 
 Kommunalwahlverordnung (KWO) 

 
 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche 
 
Extern: 
 Finanzamt 
 Informationen zu öffentlichen Sitzungen (Bürgerinformationssystem) 
 Informationen zu Mandatsträgern und Ausschussmitgliedern (Bürgerinformationssystem) 

 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Ihre personenbezogenen Daten werden nach Ablauf der aktuellen Wahlperiode oder nach Ausschei-
den während der aktuellen Wahlperiode aus kommunalen Gremien in welche Sie gewählt wurden ge-
löscht. Zum Zwecke von evtl. Ehrungen und Darstellung der Historie von kommunalen Gremien werden 
Ihr Vor- und Zuname sowie der Zeitraum Ihrer Mitgliedschaft nicht gelöscht. 

 
 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



�

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Umsatzsteuer der Verbandsgemeinde Val-
lendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den zur Erfüllung steuerrechtlicher Aufgaben vorgegebenen Kriterien. Wenn durch das Sachgebiet 
Umsatzsteuer der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet 
dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Da-
tenlöschung.  

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar  
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Fachbereich 1 Zentrale Dienste  
Sachgebietsgruppe Finanzen 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-198 
E-Mail: umsatzsteuer@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben - Umsatzsteuererklärung, Körperschaftssteuererklärun-
gen, Tax-Compliance-Management - erforderlich sind.  

Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 

Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Bankverbin-
dung, Steuernummer, USt-ID sowie Inhalte aus abgeschlossenen privat- oder öffentlich-rechtlichen Ver-
trägen. 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 

Wir verarbeiten Ihre Daten unter Berücksichtigung der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen 
der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), des Landesdatenschutzgesetz Rheinland-Pfalz (LDSG), 
der Abgabenordnung (AO), dem Umsatzsteuergesetz (UstG). 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
 zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, der die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, 

Weitersburg, Niederwerth unterliegen, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c) DSGVO 
 zur Sicherstellung eines regelkonformen Verhaltens in Bezug auf die Steuerpflicht 
 im Rahmen steuerlicher Verfahren und zur Erfüllung steuerrechtlicher Vorgaben und Pflichten 

 

4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen (z.B. Steuerprüfung). Hierbei werden lediglich die Daten verarbeitet oder 
weitergegeben die zur Erfüllung der Nachweispflicht erforderlich bzw. zur umsatzsteuerlichen Bewer-
tung relevant sind.  

Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Steuergeheimnis gemäß § 30 
AO, dem Datenschutz nach den Bestimmungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Bundeszentralamt für Steuern, Strafverfolgungsbehörden) weitergeben, 
wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 
 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 

 

5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 

Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

Die konkrete Speicherdauer ist abhängig von dem Zweck der Datenverarbeitung sowie von gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten gemäß der Abgabenordnung (§§ 147 – 147a AO) und der Gemeindehaushalts-
verordnung (§ 30 GemHVO). Die dort vorgegebenen Fristen betragen bis zu 10 Jahre. 

 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 

Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de 

 

7. Habe ich eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten? 

Zur Aufgabenerfüllung müssen Sie der Verbandsgemeinde nur diejenigen personenbezogenen Daten 
bereitstellten, die für die Erfüllung der Aufgabe beziehungsweise der Begründung, Durchführung und 
Beendigung einer Geschäftsbeziehung erforderlich sind.  
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Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Zweitwohnungssteuer der Verbandsge-
meinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch das Sachgebiet Steuern und Gebühren der Verbandsgemeinde Vallendar personen-
bezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -
übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-197 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

 
Annika Dillenberger-Hörsch 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-159 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben - wie die Erhebung von Gemeindesteuern oder die Voll-
streckung von Geldforderungen - erforderlich sind.  

Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 

Vor- und Nachname, Adresse, Nebenwohnsitz, Wohnfläche und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, 
E-Mail-Adresse, Kassenzeichen, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertre-
ter(s), des/der Bevollmächtigte(n), Höhe der mtl. Miete. 
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3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 

Wir verarbeiten Ihre Daten unter Berücksichtigung der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen 
der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), des Landesdatenschutzgesetz Rheinland-Pfalz (LDSG), 
der Abgabenordnung (AO), des Kommunalabgabengesetzes (KAG), des Verwaltungs-Vollstreckungs-
gesetz (VwVG), des Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz Rheinland-Pfalz (LVwVG) sowie der Sat-
zung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer der Stadt Vallendar. 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
 zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, der die Stadt Vallendar unterliegt, Artikel 6 Absatz 1 

Buchstabe c) DSGVO 
 zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher 

Gewalt erfolgt, die der Stadt Vallendar übertragen wurde, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e) DSGVO 
 zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten (Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) DSGVO), insbesondere 

zur Durchführung der mit Ihnen geschlossenen Verträge beziehungsweise Erfüllung der von Ihnen 
beauftragten Leistungen 

 im Rahmen der Interessenabwägung (Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f DSGVO): soweit erforderlich 
verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen von uns oder Dritten aufgrund Ihrer 
Einwilligung (Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO) 

 

4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  

Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Steuergeheimnis gemäß § 30 
AO, dem Datenschutz nach den Bestimmungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Bundeszentralamt für Steuern, Strafverfolgungsbehörden) weitergeben, 
wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 

 

5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 

Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

Die konkrete Speicherdauer ist abhängig von dem Zweck der Datenverarbeitung sowie von gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten gemäß der Abgabenordnung (§§ 147 – 147a AO) und der Gemeindehaushalts-
verordnung (§ 30 GemHVO). Die dort vorgegebenen Fristen betragen bis zu 10 Jahre. 
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6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 

Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de 

 

7. Habe ich eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten? 

Zur Aufgabenerfüllung müssen Sie der Verbandsgemeinde nur diejenigen personenbezogenen Daten 
bereitstellten, die für die Erfüllung der Aufgabe beziehungsweise der Begründung, Durchführung und 
Beendigung einer Geschäftsbeziehung erforderlich sind.  
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